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Terminhinweise für Medien

Heute, Montag, 7. März, 15.30 Uhr, Messehalle C6, Hallentor 2, Anfahrt 
auf das Messegelände über Geländetor 15
Oberbürgermeister Dieter Reiter stellt den Münchner Hilfstransport für 
die Partnerstadt Kiew vor. Die Hilfsgüter werden in Container verpackt und 
heute Abend per Zug auf den Weg in die Ukraine gebracht.

Donnerstag, 10. März, 11 Uhr,  Mensa in der Grundschule Berg am 
Laim, Berg-am-Laim-Straße 142
Bürgermeisterin Verena Dietl und Gesundheitsreferentin Beatrix Zurek 
laden zusammen mit Professor Martin Fischer von der Ludwig-Maximili-
ans-Universität (LMU) sowie Cedric Smets, Vorstandsmitglied LMU-Fach-
schaft Medizin, zur Vorstellung des Impf-Guide-Programms des Gesund-
heitsreferates im Rahmen der ersten Impfaktion dieses Projektes ein. 
Impf-Guides sind speziell ausgebildete Medizinstudent*innen der LMU, 
die in ausgewählten Quartieren im Einsatz sind, um dort über Impf-Ange-
bote der Stadt und Impfaktionen zu informieren.
Achtung Redaktionen: Für die Teilnahme ist eine Akkreditierung bis Mitt-
woch, 9. März, 9 Uhr, per E-Mail an presse.gsr@muenchen.de zwingend 
erforderlich. Akkreditierte Journalisten erhalten im Anschluss eine Bestäti-
gung. Es gilt die 3G-Regel und FFP2-Maskenpflicht. Bitte vor dem Termin 
(ab 10.30 Uhr) einen entsprechenden Nachweis, die Akkreditierungsbestä-
tigung und einen amtlichen Lichtbildausweis bereithalten.

Bürgerangelegenheiten

Montag, 14. März, 19.30 Uhr, Mensa Schulzentrum Gerastraße, Ge-
rastraße 6 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 10 (Moosach). Zu Beginn der Sitzung 
findet eine Bürgersprechstunde statt. Weil zur Minimierung eines Co-
rona-Ansteckungsrisikos die Abstände zwischen den Teilnehmer*innen 
eingehalten werden müssen, stehen unter Umständen nur wenige Plätze 
für Besucher*innen zur Verfügung. Es gilt die 3G-Regel und FFP2-Masken-
pflicht.

Montag, 14. März, 19.30 Uhr, Speisesaal der Grundschule am Hedern-
feld 42 - 44 (rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 20 (Hadern). Auf der Tagesordnung ste-
hen auch Bürgerfragen. Weil zur Minimierung eines Corona-Ansteckungs-
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risikos die Abstände zwischen den Teilnehmer*innen eingehalten werden 
müssen, stehen unter Umständen nur wenige Plätze für Besucher*innen 
zur Verfügung. Es gilt die 3G-Regel und FFP2-Maskenpflicht.

Meldungen

Equal Pay Day: Tram einen Monat für Lohngerechtigkeit unterwegs
(7.3.2022) Der Equal Pay Day, in diesem Jahr der 7. März,  markiert symbo-
lisch das Datum, bis zu dem Frauen im Prinzip ohne Lohn arbeiten, wäh-
rend Männer bereits seit Anfang des Jahres bezahlt werden. Diese Lohnlü-
cke beträgt in Deutschland aktuell 18 Prozent.
„Das ist nicht nur persönlich höchst ungerecht, es entspricht auch nicht 
unserem Anspruch an eine Gesellschaft, in der Chancengleichheit be-
steht,“ sagt Oberbürgermeister Dieter Reiter und übernimmt die Schirmpa-
tenschaft für die diesjährige Aktion zum Equal Pay Day.

Oberbürgermeister Dieter Reiter zusammen mit Nicole Lassal, Leiterin der städtischen 
Gleichstellungsstelle (Foto: Michael Nagy/Presseamt München)

Das Münchner EPD Aktionsbündnis mit seinen über 30 Aktionspartner*in-
nen gibt sich aber nicht mit einem einzigen Protesttag zufrieden. Die Equal 
Pay Day Tram ist am heutigen 7. März gestartet und fährt den ganzen 
Monat auf verschiedenen Linien durch München, um der Forderung nach 
Lohngerechtigkeit für Frauen Nachdruck zu verleihen. OB Reiter hat für die 
Tram heute das Startsignal gegeben.
Das diesjährige Motto des Aktionstages lautet „Equal Pay 4.0 – gerechte 
Bezahlung in der digitalen Arbeitswelt“. Obwohl Programmieren früher ein 
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Frauenberuf war, liegt der Anteil weiblicher Beschäftigter in der deutschen 
Informatik-Branche heute nur noch bei 17 Prozent. In dieser Branche gibt 
es wenig Teilzeit und kaum weibliche Führungskräfte, viele Frauen verlas-
sen die männlich geprägte IT-Welt nach kurzer Zeit wieder. 
Damit Frauen in dieser Branche wieder verstärkt Fuß fassen, fordert das 
Aktionsbündnis:
- 	 Geschlechtergerechter Zugang zu digitaler Ausstattung und Kompetenz
- 	 Abbau von Geschlechterstereotypen und gerechte Aufteilung der Ca-

re-Arbeit
- 	 Änderung des Entgelttransparenzgesetzes, das nur für große Unterneh-

men gilt, denn 95 Prozent der Betriebe der Digitalbranche sind Klein- 
oder Kleinstbetriebe.

- 	 Staatliche Fördermaßnahmen müssen Unternehmen in die Pflicht neh-
men, geschlechtergerechte Strukturen zu fördern.

Die zunehmende Bedeutung der Digitalbranche macht es besonders wich-
tig, den Zugang und die Entwicklungsmöglichkeiten von Frauen dort ge-
schlechtergerecht zu gestalten. Schließlich geht es um die zentrale Frage, 
wer die digitale Transformation mitgestalten kann und wer nicht.
Die Fahrt der Tram wird begleitet durch eine Social Media Kampagne. 
Das EPD Aktionsbündnis ruft zum Mitmachen auf: „Jeden Tag wird auf 
der EPD Facebook-Seite die jeweilige Tram-Linie gepostet, die unter dem 
Motto ,Lohngerechtigkeit‘ unterwegs ist. Wenn Sie sie entdecken, machen 
Sie Fotos und posten diese selbst auf Ihren Social Media Kanälen oder Sie 
mailen uns Ihre Bilder und wir stellen sie auf der EPD Facebook Seite ein.“
Mehr Infos auf auf facebook.com/EqualPayDayMuenchen, instagram.com/
epdmuenchen und twitter.com/epd_muc. Kontakt per E-Mail an epd@frau-
enverbaende.de.
Das EPD Aktionsbündnis bedankt sich bei den langjährigen Sponsorinnen 
EWMD (European Woman´s Management Development Network), BPW 
(Business and Professional Women) und FrauenVermögen (Frauenvermö-
genverwaltung AG), ohne deren finanzielle Hilfe viele EPD Aktionen nicht 
möglich gewesen wären. Großer Dank gilt auch der Firma Ströer, die seit 
2020 bei der Tram-Werbung unterstützt und damit ein deutliches und sicht-
bares Zeichen für den Equal Pay Day im öffentlichen Raum setzt, sowie 
den Münchner Verkehrsbetrieben für ihre praktische Kooperation.

Neue Fachstelle gegen diskriminierende Vorfälle in Schulen
(7.3.2022) Schulen sind ein Spiegel der Gesellschaft und deshalb nicht 
frei von Rassismus, Antisemitismus und weiteren Formen menschen-
feindlicher Diskriminierungen. So registrierte die städtische Fachstelle für 
Demokratie in den vergangenen beiden Jahren 26 Sachverhalte von ras-
sistischen, rechtsextremen, volksverhetzenden und antisemitischen Äuße-
rungen und Handlungen an Münchner Schulen. Anzunehmen ist, dass das 

http://facebook.com/EqualPayDayMuenchen
http://instagram.com/epdmuenchen
http://instagram.com/epdmuenchen
http://twitter.com/epd_muc
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Dunkelfeld weit größer ist, da bislang eine Meldepflicht und strukturierte 
Erfassung für derartige Vorfälle in der Landeshauptstadt fehlt.
Oberbürgermeister Dieter Reiter betont, dass ein entschiedenes Handeln 
von Seiten der Landeshauptstadt braucht: „Mit der Einrichtung einer An-
tidiskriminierungsstelle für den schulischen Bereich in der Fachstelle für 
Demokratie und dem Erlass einer Referatsverfügung für alle städtischen 
Schulen durch das Referat für Bildung und Sport etabliert die Landeshaupt-
stadt München eine Null-Toleranz-Strategie gegenüber Rassismus, Antise-
mitismus und Volksverhetzung im schulischen Bereich. Wichtigstes Ziel ist 
es, Münchner Schüler*innen, ebenso wie andere Mitglieder der Schulfami-
lie vor Rassismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus noch besser 
zu schützen und so frühzeitig wie möglich das Bewusstsein für Toleranz 
und Respekt zu schärfen.“
Stadtschulrat Florian Kraus: „An den Münchner Schulen wird die Zukunft 
der Münchner Stadtgesellschaft gelebt und gestaltet. Hier wird nicht nur 
das Curriculum gelernt, sondern auch der Umgang miteinander. Werte wie 
Toleranz, Respekt und Empathie sind dabei zentral.“
Die neu eingerichtete Antidiskriminierungsstelle bei der Fachstelle für De-
mokratie dient als Anlaufstelle für betroffene Mitglieder der Schulfamilie, 
also Schüler*innen, Lehrer*innen, Eltern oder sonstige Schulbedienstete. 
Darüber hinaus berät sie Schulen im Umgang mit rassistischen, antisemi-
tischen oder volksverhetzenden Chats oder Äußerungen im schulischen 
Kontext.
Erreichbar ist die Stelle per E-Mail an demokratie.schule@muenchen.de 
oder unter Telefon 233-92642. Sie kooperiert mit zivilgesellschaftlichen 
Beratungsstellen, dem Pädagogischen Institut der LHM, der Stelle für Poli-
tische Bildung beim Stadtjugendamt sowie pädagogischen Bildungsträgern 
aus der Zivilgesellschaft und – bei strafrechtlich relevanten Sachverhalten 
– mit den Strafverfolgungsbehörden.
Die vom Stadtrat beschlossene und am 19. Februar 2022 in Kraft getretene 
„Handreichung zum Vorgehen bei Vorfällen mit menschenfeindlichen und 
volksverhetzenden Hintergründen im schulischen Bereich“ bietet für schu-
lisches Personal konkrete Hilfestellungen und Handlungsempfehlungen 
für den Umgang mit Diskriminierungen und rassistischen, antisemitischen 
sowie anderen menschenfeindlichen und volksverhetzenden Vorfällen. 
Dabei geht es zum einen um Fälle, bei denen einzelne Schüler*innen oder 
Schüler*innengruppen konkret adressiert sind, beispielsweise durch eine 
rassistische Äußerung (einen „Witz“ oder eine Beleidigung) oder durch 
Handlungen (Gewaltandrohungen, Ausgrenzungen) im Klassenkontext. 
Zum anderen gibt es Vorfälle, bei denen kein Mitglied der Schulfamilie 
konkret betroffen bzw. angesprochen ist, es aber trotzdem zu rassisti-
schen, antisemitischen oder volksverhetzenden Äußerungen kommt, bei-
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spielsweise wenn ein*e Schüler*in ein T-Shirt mit Symbolen einer extrem 
rechten Gruppierung trägt, NS-verherrlichende Schmierereien im Schulge-
bäude auftauchen oder Schüler*innen in der Sportumkleidekabine men-
schenverachtende Parolen oder Lieder singen. Die Handreichung umfasst 
außerdem auch Vorfälle im digitalen Raum, insbesondere Fälle, bei denen 
in „WhatsApp“-Klassenchats rassistische oder antisemitische Bilder und 
Nachrichten geteilt werden.
Dr. Miriam Heigl, Leitung der Fachstelle für Demokratie: „Wir wollen mit 
diesen Neuerungen sowohl all jene Mitglieder der Schulfamilie unter-
stützen, die von Rassismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus 
betroffen sind, als auch alle engagierten und demokratischen Mitglieder 
der Münchner Schulfamilien. Zugleich wollen wir ein bislang wohl vorhan-
denes Dunkelfeld aufhellen und die problematischen Sachverhalte über ein 
Monitoring künftig strukturiert erfassen. Auch auf dieser Grundlage sollen 
dann präventive Maßnahmen und pädagogische Schwerpunktsetzungen 
entsprechend angepasst werden“.
Achtung Redaktionen: Presseanfragen per E-Mail an fgr@muenchen.de 
oder telefonisch unter 233-92642. 

Bürgerbeteiligung zur Digitalisierungsstrategie startet heute
(7.3.2022) Nach dem ersten Bürgerbeteiligungsprojekt zum Verkehrskon-
zept im Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Neuwied steht nun das erste 
stadtweite Thema zur Diskussion. Heute startet die Einbindung der Stadt-
gesellschaft in die Weiterentwicklung zur Digitalisierungsstrategie. Auf der 
neuen städtischen Beteiligungsplattform unser.muenchen.de können alle 
interessierten Bürger*innen direkt in die Diskussion eingebunden werden. 
Vier Wochen lang sind sie eingeladen, sich dort in wesentliche Teile der 
Strategie einzulesen und ihre Ideen und Impulse zur Weiterentwicklung 
einzubringen. Die Beteiligungsplattform basiert auf der Open Source Soft-
ware CONSUL und befindet sich derzeit im Erprobungsstadium.
Die Digitalisierungsstrategie ist der zentrale Leitfaden für den Münchner 
Weg der Digitalisierung. Erstmals erschienen im Juli 2019, wird sie jährlich 
fortgeschrieben. Ihre Zielsetzung ist klar formuliert: Digitalisierung muss 
den Menschen dienen. Im Zentrum der jetzigen Beteiligung stehen des-
halb unter anderem die strategischen Prinzipien wie Offenheit und Transpa-
renz, Nachhaltigkeit und Digitale Souveränität. Auch bei den Handlungsfel-
dern wie Gemeinschaft und Teilhabe, Klima und Umwelt oder Infrastruktur 
ist gefragt, welche Inhalte den Münchner*innen besonders wichtig sind, 
und welche Impulse zur Weiterentwicklung eingebracht werden.
IT-Referent Thomas Bönig: „Ich freue mich sehr, dass sich die Münchner 
Stadtgesellschaft im Bürgerbeteiligungsprozess ab jetzt direkt in die Wei-
terentwicklung der Digitalisierungsstrategie einbringen kann und schon 

http://unser.muenchen.de 
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frühzeitig miteinbezogen wird. So erfahren wir, welchen Bedarf und wel-
che Erwartungen die Münchner*innen an die Weiterentwicklung der Stadt 
wirklich haben.“
Zum Mitmachen benötigt man nicht mehr als eine Registrierung über die 
Plattform oder eine Anmeldung über den M-Login oder die Bayern-ID. Die 
Rückmeldungen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung werden vom Strategie-
bereich des IT-Referats gemeinsam mit den Referaten und Eigenbetrieben 
ausgewertet. Dabei wird auf der Plattform dokumentiert, wie die Hinweise 
und Vorschläge umgesetzt werden.
Weitere Informationen gibt es unter https://muenchen.digital/blog/einbin-
dung-der-stadtgesellschaft.

Infoveranstaltung „Umfeldgestaltung Hildegardstraße“
(7.3.2022) Der Bezirksausschuss 1 Altstadt-Lehel lädt am Donnerstag, 
10. März, von 19.30 bis 21.30 Uhr zur digitalen Informationsveranstaltung 
über das Thema „Umfeldgestaltung Hildegardstraße“ ein. Der BA 1wird 
dabei gemeinsam mit der Landschaftsarchitektin Professorin Regine Keller 
über die Ideen zur neuen Gestaltung und Nutzung der Straßen und Plätze 
rund um den Neubau des Wohn- und Geschäftsgebäudes auf dem Areal 
des ehemaligen FINA Parkhauses informieren. Insbesondere werden Vor-
schläge zu einer Verschönerung des Platzes am Kosttor und des Platzes an 
der Hochbrückenstraße vorgestellt. Mitglieder des Bezirksausschusses, 
Professorin Regine Keller und WÖHR + BAUER als Bauherrin des Neubaus 
werden Fragen beantworten und Anregungen für den weiteren Prozess 
aufnehmen.
Es besteht die Möglichkeit, sich über die Homepage des BA1 unter https://
stadt.muenchen.de/infos/bezirksausschuss1_altstadt-lehel.html oder unter 
https://t1p.de/Umfeldgestaltung einzuwählen. Die Event Kennnummer für 
die Webex-Veranstaltung lautet: 2744 690 4279, das Event Passwort: BA-
1HILDE. Die Teilnahme an der Audio-Konferenz ist möglich via Germany Toll 
2 telefonisch unter 89-95467578, Zugriffscode: 2744 690 4279.
Fragen und Anregungen können im Vorfeld und nach der Veranstaltung per 
E-Mail an ba1@muenchen.de an den Bezirksausschuss gerrichtet werden.

Grünfläche Unnützwiese wird aufgewertet
(7.3.2022) Das Baureferat lädt am Montag, 14. März, von 19 bis 21 Uhr alle 
Anwohner*innen zur Präsentation des Vorentwurfes für die Aufwertung 
der Grünfläche Unnützwiese ein. Die Veranstaltung findet im Kulturzentrum 
Trudering in der Wasserburger Landstraße 32 statt.
Die Grünfläche Unnützwiese wird umgestaltet. In Anlehnung an den vor-
handenen Bestand sollen die Angebote für Spiel, Sport und Erholung ver-
bessert werden. Bereits im Oktober 2019 haben die Anwohner*innen bei 
einem Runden Tisch ihre Ideen zur Umgestaltung eingebracht. Für die Pla-

https://muenchen.digital/blog/einbindung-der-stadtgesellschaft 
https://muenchen.digital/blog/einbindung-der-stadtgesellschaft 
https://t1p.de/Umfeldgestaltung
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nung des Spielangebotes haben die Grundschulkinder der Forellenschule 
in einem Workshop eigene Ideen erarbeitet. Die Ergebnisse des Runden 
Tischs und der Kinderbeteiligung bilden die Grundlage für den nun vorlie-
genden Vorentwurf. Die Fachleute des Baureferates und der beauftragte 
Landschaftsarchitekt werden den Plan präsentieren und laden zur Diskus-
sion ein.
Für die Veranstaltung gilt die 2G-Regel. Das Tragen einer FFP2-Maske ist 
während der gesamten Veranstaltung verpflichtend.

Tag der Archive: München veranstaltet Blogslam
(7.3.2022) Der Tag der Archive, eine bundesweite Veranstaltung, soll in die-
sem Jahr coronabedingt in München nicht als Präsenz-Veranstaltung statt-
finden. Die Münchner Archive haben sich stattdessen zu einem gemeinsa-
men Blogslam entschlossen, der über mehrere Tage läuft und immer neue 
Beiträge anbietet. Auch das Stadtarchiv München ist daran beteiligt. Es hat 
einige seiner Quellen zum Leben erweckt, indem es sie unter https://archi-
vebay.hypotheses.org filmisch vorlesen lässt.
Ausgewählt wurden Archivalien und Beiträge aus der Stadtchronik zu fol-
genden Themen: Fasching in München, Polizei-Sachen und Olympische 
Sommerspiele 1972.
Es liest Lilly Vogler, Schauspiel-Schülerin an der Otto-Falckenberg-Schule. 
Mehr unter https://amuc.hypotheses.org/9214.

Filmmuseum zeigt „A League of Their Own“
(7.3.2022) Gewissermaßen nachträglich zum Internationalen Frauentag 
zeigt das Münchner Filmmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, am Donnerstag, 10. 
März, um 19 Uhr in der Reihe „Open Scene“ den amerikanischen Film „A 
League of Their Own“ (Eine Klasse für sich) von Penny Marshall, mit Ma-
donna und Geena Davis in tragenden Rollen. Auf wahren Begebenheiten 
beruhend, erzählt er die Geschichte zweier Schwestern, die zur Zeit des 
Zweiten Weltkriegs zu den ersten weiblichen Baseballspielerinnen der 
All-American Girls Professional Baseball League gehörten. Zum 30. Jahres-
tag des Films ist eine neue digitale Restaurierung erschienen.
Zum Inhalt: Willamette, Oregon 1942 – da die Männer im Krieg sind, müs-
sen die Frauen jetzt Baseball spielen, denn es gibt zu wenig Baseballteams 
in der bis zu diesem Zeitpunkt ausschließlich männlich besetzten Liga. Die 
beiden Schwestern Dottie (Geena Davis) und Kit (Lori Petty) werden von 
einem Scout rekrutiert, ebenso die ehrgeizige Mae (Madonna). Der abge-
halfterte Ex-Profi (Tom Hanks) soll schließlich ein Baseball-Damenteam auf-
bauen. Als „Botschafterinnen des Charmes und weiblicher Schönheit“ soll-
ten die Spielerinnen antreten, doch der Coach hat andere Ziele und bringt 
die Truppe mit sportlichem Drill auf Vordermann. Penny Marshall erzählt die 

https://archivebay.hypotheses.org
https://archivebay.hypotheses.org
https://amuc.hypotheses.org/9214
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unterhaltsame Geschichte der Rockford Peaches, einem Team der ersten 
Spielsaison, in einer Rückblende und hält die Balance zwischen Verklärung, 
Witz und spannender Sportdramatik – Seitenhiebe auf männlichen Chauvi-
nismus inbegriffen.
Der Eintritt kostet 5 Euro, 4 Euro bei Mitgliedschaft im Förderverein MFZ.  
Kartenverkauf nur an der Abendkasse, die 60 Minuten vor Vorstellungs-
beginn öffnet. Es sind keine Reservierungen oder Vorverkäufe möglich. 
Nachweise für die 2G-Regel sind an der Kinokasse bereitzuhalten. Es gilt 
FFP2-Maskenpflicht.
Das Kino des Filmmuseums ist rollstuhlgerecht zugänglich und mit einer 
Induktionsschleife für Hörgeschädigte ausgestattet.

Münchner Stadtmuseum lädt ein ins Erzählcafé „München 72“
(7.3.2022) Am Donnerstag, 10. März, hat das Erzählcafé in der Lounge des 
Münchner Stadtmuseums, St.-Jakobs-Platz 1, von 16 bis 18 Uhr geöffnet. 
Interessierte sind eingeladen, ihre Geschichte zu den Olympischen Som-
merspielen 1972 zu erzählen oder dem Münchner Stadtmuseum ihre Erin-
nerungsstücke (z.B. Fotos, Filme, Dokumente, Textilien und Schriftstücke) 
zu bringen.
Die Gesprächstermine sind immer dienstags, 14 bis 16 Uhr, und donners-
tags, 16 bis 18 Uhr, sowie jeden zweiten Mittwoch im Monat von 18 bis 20 
Uhr und nach Vereinbarung. Kontakt per E-Mail an muenchen72.stadtmu-
seum@muenchen.de oder telefonisch unter 233-521671.
Das Münchner Stadtmuseum verfügt über einen rollstuhlgerechten Zu-
gang und eine barrierefreie Toilette. Es gilt die 3G-Regel und FFP2-Mas-
kenpflicht. Weitere Informationen des Münchner Stadtmuseums zur 
Zugangsregelung unter http://muenchner-stadtmuseum.de/information/
aktuelle-besuchsregelungen.

http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 7. März 2022

Steigender Anzahl von Zwangsverheiratungen und Genitalverstüm-
melung bei Mädchen entgegenwirken
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär, Beatrix Burkhardt, Alexandra Gaß-
mann, Ulrike Grimm, Hans Hammer, Heike Kainz, Dr. Evelyne Menges und 
Veronika Mirlach (CSU-Fraktion) vom 8.1.2021
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Steigender Anzahl von Zwangsverheiratungen und Genitalverstüm-
melung bei Mädchen entgegenwirken
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sabine Bär, Beatrix Burkhardt, Alexandra Gaß-
mann, Ulrike Grimm, Hans Hammer, Heike Kainz, Dr. Evelyne Menges und 
Veronika Mirlach (CSU-Fraktion) vom 8.1.2021

Antwort Sozialreferentin Dorothee Schiwy:

Vielen Dank für Ihren Antrag vom 8.1.2021 zu den wichtigen Themen „Stei-
gender Anzahl von Zwangsverheiratung und Genitalverstümmelung bei 
Mädchen entgegenwirken“.

Sie beantragten Folgendes: 
„Die Landeshauptstadt München geht entschlossen gegen die dramatisch 
steigende Anzahl von Genitalverstümmelung bei Mädchen und Zwangsver-
heiratungen vor. Hierzu werden folgende Maßnahmen geprüft und umge-
setzt:
- 	 starke Ausweitung der Aufklärung bei Familien mit Migrationshinter-

grund in mehreren Sprachen.
- 	 Meldepflichten innerhalb der Organe der LHM bei entsprechendem 

Verdacht.
- 	 Kürzung bzw. Streichung von städtischen Förderungen bei Verstoß ge-

gen diese Verbote.
Weiterhin setzt sich die Landeshauptstadt München für die folgenden Ge-
setzesinitiativen ein:
- 	 Einordnung der entsprechenden Tatbestände als Straftaten.
- 	 Aussetzung der Verjährung bei Tatbestand der Genitalverstümmelung 

bei Mädchen.
- 	 Konsequente Inobhutnahme von Kindern bei entsprechenden Ver-

dachtsmomenten.“

Aufgrund erforderlicher interner Abstimmung konnte der Antrag nicht 
innerhalb der geschäftsordnungsgemäßen Frist erledigt werden. Eine 
Fristverlängerung bei der Stadtratsfraktion der CSU bis einschließlich 
11.12.2021 wurde genehmigt. Die Gleichstellungsstelle hat sich zum An-
trag in Form einer Stellungnahme geäußert. Diese liegt bei. Das Gesund-
heitsreferat (GSR) wurde ebenfalls beteiligt. Das GSR nimmt im Rahmen 
seiner Stellungnahme auch Bezug zur von der Gleichstellungsstelle aufge-
worfenen Frage nach einer weitergehenden Unterstützung durch die Lan-
deshauptstadt (Seite 5).
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Bezogen auf die einzelnen Themen in Ihrem Antrag teilen wir Ihnen mit, 
dass Ihrem Anliegen bereits entsprochen wurde. Ihr Einverständnis vor-
ausgesetzt, teile ich Ihnen dazu Folgendes mit:

Starke Ausweitung der Aufklärung bei Familien mit Migrationshinter-
grund in mehreren Sprachen
Auf die in München vorhandene Bedarfslage wird durch das Sozialreferat/
Stadtjugendamt bereits seit Jahren durch die dauerhafte Förderung von 
Wüstenrose, Fachstelle Zwangsheirat/FGM-C (IMMA e. V.) reagiert.

Der Stadtrat hat mit Beschlussfassung der Vollversammlung vom 
24.10.2012 (Sitzungsvorlage Nr. 08-14/V 10065) die Schaffung und dauer-
hafte Förderung einer zentralen Fach- und Anlaufstelle zur Verhinderung 
von Zwangsheirat beschlossen. Diese ist seit dem 15.3.2013 mit dem 
Projekt Wüstenrose beim Träger IMMA e. V. mit 2 VZÄ sozialpädagogischen 
Fachkraftstellen eingerichtet. Zielgruppe sind Mädchen und junge Frauen, 
Jungen und junge Männer, die von Zwangsheirat oder „Gewalt im Namen 
der Ehre“ bzw. Verschleppung bedroht oder betroffen sind. 
Mit Beschlussfassung der Vollversammlung des Stadtrates vom 25.2.2016 
(Sitzungsvorlage Nr. 14-20/V 04241) wurde die Wüstenrose um den Ar-
beitsbereich FGM-C/weibliche Genitalbeschneidung erweitert und dafür 
zusätzlich dauerhaft mit 0,5 VZÄ sozialpädagogischer Fachkraftstelle 
ausgestattet. Aufgrund der hohen Fallzahlen sowie aufgrund des hohen 
Bedarfs an sprachlicher und kultureller Vermittlung wurde der Arbeitsbe-
reich FGM-C/weibliche Genitalbeschneidung mit Beschlussfassung der 
Vollversammlung des Stadtrates vom 27.11.2019 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20/ 
V 15937) um weitere 0,5 VZÄ sozialpädagogische Fachkraftstelle sowie 3 x 
8 WAZ Kulturmittlerinnentätigkeit dauerhaft erweitert.

Damit ist die Wüstenrose, Fachstelle Zwangsheirat/FGM-C aktuell mit 3 
VZÄ sozialpädagogischen Fachkräften sowie mit 24 WAZ Kulturmittlerin-
nen aus unterschiedlichen Sprach- und Kulturkreisen ausgestattet. Alle 
Mitarbeiter*innen sind interkulturell kompetent besetzt, so dass gerade in 
den Bereichen Beratung und Prävention auf sprachliche und kulturelle Be-
darfe eingegangen werden kann.

Das Aufgabenspektrum von Wüstenrose, Fachstelle Zwangsheirat/FGM-C, 
lässt sich in drei Schwerpunkte untergliedern:
- 	 Betroffene und deren Bezugspersonen erhalten Beratung, Unterstüt-

zung, Stärkung, Begleitung und Informationen über weiterführende 
Hilfen. Dabei ist die Beratung als ein Prozess zu sehen, der sich über 
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Wochen bis Monate erstrecken kann und immer wieder notwendige 
Kriseninterventionen beinhaltet.

- 	 Schulungen und Fortbildungen für Fachkräfte zur Sensibilisierung und 
Vermittlung von Handlungswissen sowie individuelle Fachberatung 
von Fachkräften zur Unterstützung und Begleitung in der Einzelfall- und 
Gruppenarbeit.

- 	 Prävention um aufzuklären, zu enttabuisieren und Betroffene zu errei-
chen. 

Darüber hinaus pflegt Wüstenrose, Fachstelle Zwangsheirat/FGM-C fel-
dübergreifende Kooperationen mit Institutionen in München, Bayern und 
auf Bundesebene.

Der Bereich der Prävention beinhaltet unter anderem:
- 	 Schulworkshops zur Aufklärung über Zwangsheirat und FGM-C für 

Schüler*innen ab 14 Jahre.
- 	 Mütterseminare zur Aufklärung über Zwangsheirat und FGM-C.
- 	 Trainings für Geflüchtete zu Themen wie Gleichberechtigung von Frau 

und Mann, unterschiedliche Beziehungs- und Lebensformen, sexuelle 
Identität und Vielfalt.

- 	 Öffentlichkeitsarbeit
- 	 Durch die personelle Aufstockung um die Kulturmittler*innen wird seit 

2020 Communityarbeit als weiteres Präventionsangebot aufgebaut, um 
vermehrt Frauen* aus Prävalenzregionen durch passende Angebote zu 
erreichen.
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Fazit:
Die Wüstenrose, Fachstelle Zwangsheirat/FGM-C, hat seit ihrem Bestehen 
mit viel Engagement und Tatkraft auf die in München vorhandene Bedarfs-
lage reagiert. Die Angebote wurden kontinuierlich ausgebaut und greifen 
vorhandene Bedarfe aktuell, (kultur-)sensibel und verbindlich auf. Durch die 
dauerhafte Förderung des Sozialreferates/Stadtjugendamt wurde damit ad-
äquat auf die vorhandene Bedarfslage reagiert.

Das GSR berichtet, dass in den letzten Jahren die Zahl der Münchnerin-
nen, die aus einem Land kommen, in denen weibliche Genitalverstümm-
lung/ -beschneidung (FGM/C)1 praktiziert wird, deutlich angestiegen ist: 
Im Jahr 2006 waren 5.500 Frauen und Mädchen aus Ländern mit FG-
M/C-Praxis in München gemeldet, 2017 waren es bereits 11.370. Im Jahr 
2021 leben 12.140 Frauen aus FGM/C-Herkunftsländern in München, dar-
unter mehr als 2.500 Mädchen unter 14 Jahren. Es ist davon auszugehen, 
dass nicht alle von einer FGM/C betroffen oder bedroht sind. Expert*innen 
gehen davon aus, dass schädliche Traditionen schwinden, je heimischer 
eine Familie im Residenzland wird. Darüber hinaus fällt der prozentuale 
Anteil von FGM/C in den einzelnen Herkunftsländern sehr unterschiedlich 
aus (Spannbreite von 2% bis mehr als 90%). Dennoch geht das GSR von 
mehreren tausend Frauen und Mädchen aus, die hier in München mit ei-
ner FGM/C leben müssen oder von einer FGM/C bedroht sind. Das GSR 
setzt sich seit vielen Jahren für die Prävention von FGM/C und die bessere 
Versorgung betroffener Frauen und Mädchen ein. Mit der Sitzungsvorlage 
„Prävention und Versorgung bei weiblicher Genitalverstümmelung“ (Sit-
zungsvorlage Nr. 14-20/V12280) hat zuletzt der Gesundheitsausschuss 
am 8.11.2018 mehrere Maßnahmen beschlossen, um Defizite in der 
Versorgung und Prävention abzumildern. Zur aktuellen Situation und zur 
Umsetzung dieser Maßnahmen kann Folgendes berichtet werden (Stand: 
12.7.2021):

1. Versorgung von Frauen und Mädchen, die von FGM-C betroffen sind
FGM/C kann zu schwerwiegenden körperlichen und psychischen Folgen 
führen. Um den Frauen eine bestmögliche medizinische und psychosoziale 
Unterstützung anzubieten, hat sich in München über die letzten Jahre eine 
sehr gute Hilfestruktur etabliert. So findet beispielsweise eine wöchent-
liche gynäkologische Sprechstunde für von FGM/C betroffene Frauen im 
Klinikum rechts der Isar der Technischen Universität München statt. Die 
Sprechstunde bietet Beratung für von FGM/C betroffene schwangere 
Frauen, Betreuung für Frauen mit Beschwerden durch FGM/C, Beratung 
zur Defibulation oder die Erstellung von Gutachten an.
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Das GSR hat in den letzten Jahren viele Fortbildungen, Fachtage und kolle-
giale Beratungen für medizinische Fachkräfte durchgeführt. Darüber hinaus 
erstellt das GSR seit 2002 einen Newsletter zu FGM/C. Er richtet sich an 
Fachkräfte und Interessierte und enthält neben fachlichen Informationen 
zum Thema FGM/C einen Adressteil zu Unterstützungsangeboten und zu 
Initiativen gegen FGM/C.

Eine Umfrage aus dem Jahr 2017 zeigte, dass beim medizinischen Perso-
nal erhebliche Wissenslücken vorhanden sind. Ergebnis der Umfrage war 
auch, dass sich die Fachkräfte u. a. mehr Informations-, Aufklärungs- und 
Anschauungsmaterial zum Thema FGM/C wünschen. Mit der Veröffent-
lichung eines Leitfadens für medizinische Fachkräfte im Herbst 2021 
möchte das GSR diesem Bedarf nach Information nachkommen. Der Leit-
faden wurde von der Frauenklinik Genf (Schweiz) und der Frauenklinik der 
University of Phoenix (USA) für die gesundheitliche Versorgung von durch 
FGM/C betroffene Frauen und Mädchen entwickelt. Er richtet sich insbe-
sondere an Ärzt*innen in der Frauen- und Kinderheilkunde, aber auch an 
Hebammen. Das GSR hat den Leitfaden aus dem Englischen übersetzen 
lassen und mit lokalen Expert*innen abgestimmt. Um den Leitfaden an die 
hiesigen Bedürfnisse anzupassen, wurden Ergänzungen z. B. über den ge-
setzlichen Rahmen in Deutschland vorgenommen.

Um die Kommunikation bei der medizinischen Versorgung zu verbessern, 
hat das GSR zudem einen Pool von Kulturmittler*innen aus verschiedenen 
FGM/C-Prävalenzländern ausgebildet. Die speziell für FGM/C geschulten 
Kulturmittler*innen können von Kliniken und Praxen angefordert werden, 
um eine kultursensible und einfühlsame gesundheitliche Aufklärung, Be-
ratung und Behandlung zu ermöglichen. Die Kosten für die Kulturmittlung 
werden vom GSR getragen.

Zur Frage der weitergehenden Unterstützung, die die Gleichstellungsstelle 
aufgeworfen hatte, nimmt das GSR wie folgt Stellung: 
„Patientinnen mit einer FGM-C bedürfen einer besonderen und aufwän-
digen ärztlichen und psychosozialen Betreuung und Beratung. Dabei geht 
es insbesondere um die chronischen Folgen der FGM-C und um die mög-
lichen Komplikationen im Zusammenhang mit einer Schwangerschaft und 
Geburt. Darüber hinaus kann ein Trauma mit der FGM-C einhergehen, das 
eine psychosomatische Betreuung erforderlich macht. Immer ist dabei 
eine kultursensible Beratung und Betreuung durch geschultes Gesund-
heitspersonal erforderlich. Dieser Mehraufwand wird im Rahmen der 
Gebührenordnung aktuell nicht vergütet. Neben einer besseren Vergütung 
wäre eine verstärkte Verwendung des seit 2014 existierenden ICD-10-Code 
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für FGM-C wünschenswert, um Daten für die Sicherung und Verbesserung 
der medizinischen Versorgung sowie der Prävention von FGM-C zu gene-
rieren.

Das GSR setzt sich zusammen mit seinen Kooperationspartner*innen im 
Münchner FGM-Netzwerk seit mehreren Jahren in entsprechenden Gre-
mien für eine Anpassung der Gebührenordnung zugunsten von Ärzt*innen, 
die von FGM-C betroffene Frauen beraten und behandeln, ein. Darüber hin-
aus werden kontinuierlich Maßnahmen in München entwickelt und umge-
setzt, um Ärzt*innen und medizinische Einrichtungen bei der Versorgung 
von Betroffenen zu unterstützen (Finanzierung von Dolmetschereinsätzen, 
Schulungen und Fortbildungen für medizinische Fachkräfte, Informations-
material usw.). 

Die Weiterentwicklung der Honorare von niedergelassenen Ärzt*innen 
wird auf Bundesebene durch den GKV-Spitzenverband und die Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung (KBV) verhandelt. Im Anschluss an die Entschei-
dungen der Bundesebene verhandeln die regionalen Gesamtvertragspart-
ner (Landesebene).“  

2. Prävention von FGM/C und Kinderschutz
Im GSR existieren definierte Standards, wie im Rahmen des präventiven 
Kinderschutzes Familien über das Thema aufgeklärt und informiert werden 
und potentiell bedrohte Mädchen identifiziert werden können. Dazu ge-
hört zum Beispiel die gezielte Ansprache des Themas FGM/C in Familien 
mit Mädchen aus einem FGM/C-Herkunftsland, z. B. beim aufsuchenden 
Gesundheitsdienst zur Frühkindlichen Gesundheitsförderung oder bei 
schulgesundheitlichen Untersuchungen. Ebenso sind in allen betroffenen 
Dienststellen des GSR verbindliche und systematische Kooperations- und 
Vernetzungsstrukturen zwischen staatlichen und nichtstaatlichen Einrich-
tungen im Falle von Verdachtsfällen der Kindeswohlgefährdung bekannt 
und werden angewandt.

Um Mädchen und Frauen aus entsprechenden Herkunftsländern in Mün-
chen vor FGM/C zu schützen, hat der Gesundheitsausschuss 2018 ein 
Projekt zur Sensibilisierung und Aufklärung auf der Community Ebene 
beschlossen. Dabei sollen Schlüsselpersonen aus entsprechenden Com-
munities Maßnahmen in ihren Gemeinschaften durchführen, mit denen sie 
über die rechtlichen, kulturellen, religiösen, sozialen und gesundheitlichen 
Dimensionen von FGM/C aufklären. Ziel ist es bei denjenigen, die FGM/C 
befürworten, die Einstellung zu ändern, und diejenigen, die sich bereits ge-
gen FGM/C entschieden haben, in ihrem Entschluss zu stärken. Das GSR 
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hat im Rahmen eines Vergabeverfahrens die Fachstelle „Wüstenrose“ vom 
Träger IMMA e. V. beauftragt, das Projekt zu planen und umzusetzen. Das 
Projekt startete im Sommer 2021 für eine Dauer von vier Jahren.

Meldepflichten innerhalb der Organe der Landeshauptstadt München 
bei entsprechendem Verdacht
Der Verdacht auf FGM wird als Anzeichen einer möglichen Kindeswohlge-
fährdung eingeschätzt und nach den fachlichen Standards im Sozialreferat 
bearbeitet. Hinweise auf eine Genitalverstümmelung stellen grundsätzlich 
einen gewichtigen Anhaltspunkt für eine Gefährdung des Kindeswohls dar. 
Der Schutzauftrag der Jugendhilfe besteht darin, in Fällen bei denen ge-
wichtige Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass ein Mädchen von Genitalver-
stümmelung bedroht sein könnte, sicherzustellen, dass die Unversehrtheit 
des Mädchens gewahrt bleibt. Dadurch erfolgt stets eine Abklärung der 
Gefährdung gemäß der Dienstanweisung „Schutzauftrag nach § 8a Sozial-
gesetzbuch (SGB VIII) und Handhabung von Gefährdungsfällen 
und Qualitätssicherung in Gefährdungsfällen“. 

Zum Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen vom 21.7.2017 wurde im So-
zialreferat ein Handlungsleitfaden entwickelt. 

Der Umgang mit bzw. Meldungen von Gefährdungen an das Jugendamt/
Sozialbürgerhaus sind durch gesetzliche Grundlagen und Kooperations-
vereinbarungen geregelt. Der § 8a SGB VIII legt den Umgang mit dem 
gesetzlichen Schutzauftrag in der Jugendhilfe fest. Der § 8b SGB VIII regelt 
den Anspruch auf Beratung bei einer Gefährdungseinschätzung für alle 
Personen, die beruflich mit Kindern und Jugendlichen in Kontakt stehen. 
Diese Beratung erfolgt durch die insoweit erfahrenen Fachkräfte (IseF). 
Dies wird durch den § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz (KKG) ergänzt, in dem ebenfalls der Anspruch auf Beratung 
festgeschrieben steht, aber auch der Umgang aller mit dem Hinweis auf 
gewichtige Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung sowie der Zeit-
punkt, wann das Jugendamt zu informieren ist und damit die Übermittlung 
von Daten geregelt ist. Konkret ist dieses Verfahren in der Münchner Ver-
einbarung zum Kinderschutz beschrieben. Alle Träger und Anbieter*innen 
von Jugendhilfeleistungen sind verpflichtet, diese Vereinbarung zu unter-
zeichnen. 

Kooperationsvereinbarungen und der Austausch in Gremien mit z. B. den 
Kinderschutzambulanzen, der Polizei, der Justiz usw. bilden eine weitere 
und wichtige Grundlage für eine gute Zusammenarbeit in Kinderschutzfäl-
len.
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Fazit
Für alle Personen, die beruflich mit Kindern und Jugendlichen im Kontakt 
sind, besteht die Verpflichtung, bei Hinweisen auf eine Gefährdung zu 
handeln und die Gefährdung nach den oben beschriebenen Standards und 
Vereinbarungen abzuwenden bzw., falls dies nicht zum Erfolg führt, eine 
Mitteilung an das Jugendamt vorzunehmen. Somit sind keine weiteren 
Meldepflichten innerhalb der Organe der Landeshauptstadt München not-
wendig.

Kürzung bzw. Streichung von städtischen Förderungen bei Verstoß 
gegen diese Verbote
Empfänger*innen städtischer Förderungen müssen Mindestanforderungen 
erfüllen. So wird z. B. die Darstellung oder Verbreitung sexistischer und 
sonstiger menschenfeindlicher Inhalte sowie die Verächtlichmachung von 
Freiheit und Würde ausgeschlossen. Diese Mindestanforderungen sind in 
jeweils konkrete Förderrichtlinien umzusetzen, die aber die Mindestanfor-
derungen nicht unterschreiten dürfen. Organisationen, die die im Antrag 
angesprochenen Punkte propagieren, sind somit schon jetzt von städti-
scher Förderung ausgeschlossen.
Ob es schon Fälle gegeben hat, in denen aufgrund eines konkreten Ver-
dachts oder Vorfalls Förderungen eingestellt wurden, ist derzeit nicht be-
kannt und bedürfte gesonderter Nachfrage bei einschlägigen Förderstellen.

Einordnung der entsprechenden Tatbestände als Straftaten
In Deutschland ist FGM im September 2013 bereits als ausdrücklicher 
Straftatbestand nach § 226a Strafgesetzbuch (StGB) (u. a. schwerwiegen-
der Eingriff in die körperliche Unversehrtheit) in die Gesetze aufgenommen 
worden und wurde zum Verbrechen heraufgestuft. Daher existiert schon 
eine Einordnung der Verstümmelung als Straftat, mit Strafandrohung von 
nicht unter einem Jahr und stellt somit ein Verbrechen dar, § 12 Abs. 1 
StGB. Weiter ist seit 2015 das Ruhen der Verjährung nun bis zum vollende-
ten 30. Lebensjahrs des Opfers möglich.

Aussetzung der Verjährung beim Tatbestand der Genitalverstümme-
lung bei Mädchen
„Wegen der Schwere der Rechtsverletzung wurde mit § 226a StGB ein 
eigenständiger Straftatbestand für die Verstümmelung der äußeren weibli-
chen Genitalien geschaffen, der diese Straftat zum Verbrechen heraufstuft. 
Dieser sieht einen gegenüber der (gefährlichen) Körperverletzung erhöhten 
Strafrahmen von einem bis zu fünfzehn Jahren Freiheitsstrafe vor.
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Aufgrund dieser Strafandrohung gilt für Taten nach § 226a StGB eine Ver-
jährungsfrist von 20 Jahren (vgl. § 78 Abs. 3 Nr. 2 StGB). Zudem wurde 
§ 226a StGB in § 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB, der das Ruhen der Verjährung 
regelt, aufgenommen. Diese Ruhensregelung wurde zwar schon im Jahr 
2009 ergänzt, um auch ohne einen eigenständigen Straftatbestand die 
Fälle der weiblichen Genitalverstümmelung zu erfassen. Durch den nun-
mehr möglichen Verweis auf den neuen Straftatbestand des § 226a StGB 
wurde sie jedoch klarer und einfacher gefasst. 
Außerdem wurde der in § 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB bestimmte Zeitraum, 
in dem die Verjährung ruht, nachdem er bereits Mitte 2013 bis zum 21. 
Lebensjahr des Opfers verlängert wurde, Anfang 2015 nochmals deutlich 
verlängert:
 
Mit dem 49. Strafrechtsänderungsgesetz – Umsetzung europäischer Vor-
gaben im Sexualstrafrecht – wurde dieser Zeitraum bis zur Vollendung 
des 30. Lebensjahrs des Opfers ausgedehnt. Ebenfalls durch das 49. 
Strafrechtsänderungsgesetz wurde auch der Anwendungsbereich des 
deutschen Strafrechts für im Ausland begangene Taten nach § 226a StGB 
erweitert. Nach § 5 Nr. 9a Buchstabe b StGB gilt deutsches Strafrecht, 
unabhängig vom Recht des Tatorts, auch für im Ausland begangene Taten 
nach § 226a StGB, wenn der Täter zur Zeit der Tat Deutscher ist oder wenn 
sich die Tat gegen eine Person richtet, die zur Zeit der Tat ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat.
Um den Schutz vor sogenannten „Ferienbeschneidungen“ zu erhöhen, 
kann aufgrund einer Änderung im Passgesetz seit Mitte Juli 2017 bei im 
Ausland drohender weiblicher Genitalverstümmelung der Pass entzogen 
werden“2.

Konsequente Inobhutnahme von Kindern bei entsprechenden Ver-
dachtsmomenten
Das Tätigwerden des Jugendamtes baut unter anderem auf die Grund-
rechte des Grundgesetzes (GG) auf. Artikel 6 GG besagt, dass die Pflege 
und Erziehung der Kinder das natürliche Recht der Eltern und die zuvör-
derst ihnen obliegende Pflicht ist. Über ihre Betätigung wacht die staatli-
che Gemeinschaft.

Oberstes Ziel des SGB VIII ist es, die Eltern bei ihrer Erziehungsaufgabe 
zu unterstützen. Dieses Verständnis liegt auch der Inobhutnahme als 
kurzfristiger und vorläufiger Schutzmaßnahme zugrunde. Sie dient primär 
der Gefahrenabwehr und ist nur dann erforderlich, wenn die Eltern trotz 
Förderung und Hilfe nicht in der Lage oder Willens sind, eine akute oder 
drohende Gefahr selbst, mit Unterstützung Dritter oder mittels Inanspruch-
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nahme von Hilfen zur Erziehung abzuwenden und weniger eingreifende 
Maßnahmen nicht in Betracht kommen3. 

Das Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen vom 22.7.2017 gibt dem Ju-
gendamt den Auftrag zum Tätigwerden. Das Vorgehen ist in einem Hand-
lungsleitfaden festgehalten. Jedem Hinweis ist konsequent nachzugehen. 
Eine vorläufige Inobhutnahme in diesen Fällen ist dann konsequent an-
gezeigt, wenn ein Minderjährige*r verheiratet ist und die Minderjährigen 
ohne Begleitung der Personensorgeberechtigten in München ankommen.

Es besteht die Verpflichtung für das Jugendamt zur konsequenten Abklä-
rung der Gefährdung, zur Sicherung des Kinderschutzes sowie zur Befähi-
gung der Familie zum eigenen Handeln. Haben sich bei der Abklärung der 
Gefährdung gewichtige Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefährdung bestä-
tigt und können die Eltern selbst den Schutz des Kindes nicht gewährleis-
ten bzw. sind nicht zur Zusammenarbeit bereit, erfolgt eine Inobhutnahme 
bzw. eine Anrufung des Familiengerichtes. 

Fazit
Zusammenfassend möchte ich erwähnen, dass mit dem Ausbau der Stel-
len bei der Beratungsstelle Wüstenrose jährlich mehr betroffene Personen 
erreicht werden können. 
Aktuell wird eine starke Ausweitung der Aufklärung bei Familien mit Migra-
tionshintergrund umgesetzt. Es gibt Überlegungen diese Maßnahmen 
in Zukunft auch in weiteren Sprachen umzusetzen. Die Meldepflichten 
innerhalb der Landeshauptstadt München bei entsprechendem Verdacht 
sind geregelt. Die Zusammenarbeit gelingt gut und Kooperationsgesprä-
che ergänzen die fachliche Arbeit. Für eine städtische Förderung bestehen 
bereits Mindestanforderungen, die einzuhalten sind. Mit der Gesetzesän-
derung von 2013 ist der Tatbestand FGM bereits als Straftat aufgenommen 
und als Verbrechen eingestuft. Ebenso ist bereits eine Ausweitung der 
Verjährung erfolgt. Um zu entscheiden, ob eine noch längere „Ruhensfrist“ 
einsetzen soll, bräuchte es hierzu noch Angaben über einen entsprechen-
den Bedarf, also Erkenntnisse darüber, dass die Ausdehnung auf 30 Jahre 
noch nicht ausreichend ist. Eine konsequente Inobhutnahme von Kindern 
wird durchgeführt oder das Familiengericht wird angerufen, wenn sich bei 
der Abklärung einer möglichen Kindeswohlgefährdung die gewichtigen 
Anhaltspunkte bestätigt haben und die Erziehungsberechtigten nicht in der 
Lage sind, ihr Kind zu schützen bzw. Hilfen anzunehmen. 

Sie können versichert sein, dass im Sozial- und im Gesundheitsreferat so-
wohl die Themen Zwangsverheiratung als auch die Genitalverstümmelung 
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bei Mädchen sehr präsent sind und konsequent und kooperativ an den 
Themen gearbeitet wird.

Ich hoffe, auf Ihr Anliegen hinreichend eingegangen zu sein. Ich gehe da-
von aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.

1 Weiblicher Genitalverstümmelung/-beschneidung:FGM/C; englisch: Female Genital Mutilation/Cutting.
2 Bericht der Bundesregierung über ihre Menschenrechtspolitik, Berichtszeitraum 1. Oktober 2016 bis 

30. September 2018, S. 33.
3 ZBFS, Empfehlungen zur Inobhutnahme von Kindern und Jugendlichen gemäß § 42 SGB VIII.
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Worten Taten folgen lassen – Unbürokratische Hilfe  
für Ukrainische Geflüchtete 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Professor Dr. Jörg Hoffmann,  
Gabriele Neff, Richard Progl und Fritz Roth (FDP BAYERN- 
PARTEI Stadtratsfraktion) 

 
Repatriierung der Obdachlosen vom Hauptbahnhofs- 
viertel  
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Wal- 
brunn und Iris Wassill (AfD) 
 
 
 
 

 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

04.03.2022

Antrag
Worten Taten folgen lassen - Unbürokratische Hilfe für Ukrainische Geflüchtete

Um den fliehenden Ukrainerinnen und Ukrainern in München schnellstmöglich zu 
helfen, setzt die Landeshauptstadt folgende Punkte um: 

• Die Regierung von Oberbayern wird gebeten, von ihrer Entscheidung 
abzurücken, die Erstanlaufstelle in der Maria-Probst-Straße schließen zu 
lassen. 

• Kapazitäten, die genutzt wurden, um die Corona Kontaktverfolgung in 
München zu bewerkstelligen sollen zwischenzeitlich genutzt werden, um die 
ankommenden Ukrainerinnen und Ukrainer zu erfassen, ebenso wie zur 
Prüfung und Erteilung von Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz und 
der Erteilung von Aufenthaltstiteln durch das KVR.

• Updates auf der muenchen.de Seite sollen schnellstmöglich auf Deutsch, 
Englisch und Ukrainisch verfügbar gemacht werden, damit sich alle 
Helferinnen und Helfer so wie die Geflüchteten schnellst- und bestmöglich 
informieren können. 

Begründung:

Die Landeshauptstadt München beweist seit Beginn des Angriffs von Putin auf die 
Ukraine den Willen, den Ukrainerinnen und Ukrainern zu helfen. Tägliche 
Demonstrationen beweisen den Willen der Münchnerinnen und Münchner, tatkräftig 
zu unterstützen.Diverse private Initiativen, insbesondere aus der ukrainischen 
Community in München finden sich, sammeln Hilfsgüter und Geld und organisieren 
Veranstaltungen wie Benefizabende oder Demonstrationen.

Die Lage in der Ukraine spitzt sich tagtäglich weiter zu. Tausende Ukrainerinnen und 
Ukrainer sind auf der Flucht, insbesondere Frauen und Kinder machen sich auf den 
Weg nach Deutschland. Die Landeshauptstadt München ist als Partnerstadt von 
Kiew in einer besonderen Verantwortung zu handeln. Dies machte 
Oberbürgermeister Reiter am 02.03. auf einer Demonstration vor 45.000 
Münchnerinnen und Münchnern deutlich. 

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80331 München



Das Sozialreferat steht dabei vor großen Herausforderungen, die es zu lösen gilt. 
Jede helfende Hand tut dabei ihr Bestes, die Zusammenarbeit mit Organisationen 
aus der Zivilbevölkerung muss hierfür unbürokratisch erfolgen. 

Wie bei der Flüchtlingskrise 2015 stehe man den Menschen aus der Ukraine zur 
Seite. Damit diese Worte nicht bloße Besänftigung der Münchnerinnen und 
Münchner bleiben, wird der Oberbürgermeister auf diesem Wege gebeten, alle zur 
Verfügung stehenden Mittel zu nutzen, um seinem Versprechen auf der 
Demonstration gerecht zu werden. 

Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender)
Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende)
Fritz Roth
Richard Progl
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Herrn Oberbürgermeister  
Dieter Reiter 
Rathaus 
80331 München München, 04.03.2022 
 
 
Repatriierung der Obdachlosen vom Hauptbahnhofsviertel 

Die LHM beschäftigt sich seit Jahrzehnten mit der wachsenden Anzahl obdachloser Personen vor 
allem rund um den Hauptbahnhof. Sie setzen sich aus Deutschen, EU-Ausländern und Bürger anderer 
Herkunftsländer zusammen. Diverse Runde Tische, Informationsreisen und Studien haben 
stattgefunden. Von der Chronologie her haben sich die Zahlen in München laut früheren Vorlagen 
wie folgt entwickelt: 

1995  600 Menschen auf der Straße 
2007  389 auf der Straße 
2012  550 auf der Straße 
2021  8000 Menschen obdachlos – 1000 tatsächlich auf der Straße 
 
München steht über das Projekt Eurocities mit anderen Städten im Austausch u. a. zu diesem 
Problemkreis. Wie die Rumänienreise 2017 gezeigt hat, ist die Armenversorgung in Rumänien dürftig. 
Obwohl es genug europäische Hilfsprogramme gibt, wurden von Rumänien z. B. die Gelder nur zu 
einem kleinen Bruchteil angefordert und davon zu einem noch geringeren Teil auch tatsächlich 
ausgegeben.  

Bekanntlich gibt es zahlreiche Projekte, mit denen die Reintegration in den Heimatländern 
unterstützt wird. Bereits seit 1979 unterhalten Bund und Länder das Programm REAG, welches 1989 
um GARP ergänzt wurde. Im Auftrag des BMI und der zuständigen Ministerien der Länder wird das 
Programm vom BMI und BAMF organisiert und durch die "Internationale Organisation für Migration" 
(IOM) praktisch umgesetzt. In Ergänzung des Bund-Länder-Programms REAG hat die Bundesregierung 
in Zusammenarbeit mit dem IOM im Februar 2017 das neue 
Rückkehrförderprogramm "StarthilfePlus" aufgelegt.  

 Mit diesem Förderprogramm wird ein zusätzlicher finanzieller Anreiz geschaffen; mithin soll die 
Rückkehr und der Neuanfang im Heimatland erleichtert werden. Die Menschen werden in ihren 
Heimatländern vor Ort betreut und unterstützt. StarthilfePlus kann bei der Rückkehrberatungsstelle 
zusätzlich zur freiwilligen Rückkehr mit REAG/GARP beantragt werden. 
 

Nachdem nun auch immer mehr deutsche Münchner obdachlos werden und neue Flüchtlingsströme 
aus Afghanistan und der Ukraine auf dem Weg nach Westen sind, ergeben sich folgende Fragen: 

1. Welche Bemühungen wurden seit 2019 unternommen, die Herkunftsstaaten der 
obdachlosen nichtdeutschen EU-Bürger vom Hauptbahnhof zur Lösung der adäquaten 
Versorgung der eigenen armen Bevölkerung anzuhalten? 

2. Wurde Hilfe auf europäischer Ebene gesucht? Wenn nein, warum nicht? 
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3. Mit welchen Staaten, in und außerhalb der EU, wurde seit 2019 gezielt Kontakt 
aufgenommen? 

4. Wurde gezielt über die Repatriierung von obdachlosen EU-Bürgern gesprochen? 
5. Wurde geprüft, ob Erstattungsansprüche gegen europäische Heimatstaaten bestehen? 
6. Wurde insbesondere geprüft, ob EU-Fördergelder, die den Heimatstaaten zur 

Armenversorgung zustehen, ggf. zur Kostendeckung in München abgetreten werden 
könnten?  

7. Welche Maßnahmen werden ergriffen, damit solche Projekte wie „StarthilfePlus“ EU-
Ausländern zur Kenntnis gebracht werden? 

8. Wie vielen obdachlosen Bürgern außerhalb der EU wurden seit 2017 derartige Angebote 
unterbreitet; ist diesbezüglich eine Aufklärung erfolgt? 

9. Welche aktuellen Zahlen liegen in München zu Obdachlosen aufgeteilt nach Herkunft vor? 

Initiative: 
Iris Wassill Markus Walbrunn Daniel Stanke 
ea. Stadträtin  ea. Stadtrat ea. Stadtrat 
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 7. März 2022 

 
 

Ökostrom von Kopf bis Fuß: Photovoltaikanlage auf  
Uppenbornwerk 2 in Betrieb genommen 
Pressemitteilung SWM 
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Ökostrom von Kopf bis Fuß: 

Photovoltaikanlage auf Uppenbornwerk 2 

in Betrieb genommen 

(7.3.2022) Das Uppenbornwerk 2 der Stadtwerke München er-

zeugt jährlich rund 76 Millionen Kilowattstunden Ökostrom. Dazu 

nutzt es seit 1951 die Kraft des Wassers im Mittlere-Isar-Kanal. 

Jetzt kommt auch noch die Kraft der Sonne dazu: Dank der Pho-

tovoltaikanlage auf dem Dach fließen zukünftig rund 115.000 Ki-

lowattstunden zusätzlicher Sonnenstrom pro Jahr ins Netz – das 

allein entspricht dem Bedarf von 46 Münchner Haushalten. Damit 

haben die SWM ein weiteres regionales Projekt im Rahmen ihrer 

Ausbauoffensive Erneuerbare Energien realisiert.  

In und um München bauen die SWM die Photovoltaiknutzung 

aus. Neben Freiflächenanlagen, wie 2021 am Uppenbornwerk 1, 

setzen sie auch auf die Nutzung von Dachflächen. Im Rahmen 

der anstehenden Dachsanierung beim Uppenbornwerk 2 wurde 

deshalb gleich von vornherein die „energetische Nutzung“ mitge-

plant und anschließend 309 Solarmodule mit zusammen gut 114 

kWp Leistung installiert.  



Projekt finanziert durch engagierte SWM Kund*innen 

Die Anlage wurde aus dem Tarif „M-Ökostrom Regional“ finan-

ziert. Hierbei erhalten die Kund*innen zertifizierten Ökostrom aus 

regionalen Erzeugungsanlagen. Sie zahlen im Gegenzug einen 

Aufpreis von 1 Cent pro Kilowattstunde, der direkt in den Aus- 

und Neubau von Erneuerbare-Energien-Anlagen in München und 

der Region fließt. Mehr Infos: www.swm.de/strom/oekostrom

Energiewende-Engagement mit Fokus auf die Region 

Im Rahmen ihrer Ausbauoffensive Erneuerbare Energie wollen 

die SWM ab 2025 so viel Ökostrom produzieren, wie ganz Mün-

chen verbraucht. Einen Schwerpunkt legen sie dabei auf die Er-

zeugung vor Ort. In und um München sehen die SWM vor allem 

bei der Photovoltaik noch weiteres Potenzial. Darüber hinaus set-

zen sie vor allem auf die Nutzung der Onshore-Windkraft.  

Die Ausbauoffensive Erneuerbare Energien verfolgen die SWM 

seit 2008. Inzwischen decken die bereits 90 % des Münchner 

Strombedarfs mit Ökostrom aus eigenen Anlagen.  

Mehr Informationen: www.swm.de/energiewende
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